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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Abgeordneten Klaus Holetschek, Michael Hofmann, 
Prof. Dr. Winfried Bausback, Tanja Schorer-Dremel, Martin Wagle, Bernhard 
Seidenath, Holger Dremel, Petra Guttenberger, Ilse Aigner, Daniel Artmann, 
Volker Bauer, Jürgen Baumgärtner, Konrad Baur, Barbara Becker, Dr. Andrea 
Behr, Maximilian Böltl, Robert Brannekämper, Franc Dierl, Dr. Alexander Dietrich, 
Leo Dietz, Alex Dorow, Norbert Dünkel, Jürgen Eberwein, Dr. Stefan Ebner, 
Dr. Ute Eiling-Hütig, Wolfgang Fackler, Alexander Flierl, Kristan Freiherr von 
Waldenfels, Karl Freller, Thorsten Freudenberger, Sebastian Friesinger, Martina 
Gießübel, Alfred Grob, Patrick Grossmann, Josef Heisl, Petra Högl, Thomas Holz, 
Dr. Gerhard Hopp, Thomas Huber, Martin Andreas Huber, Melanie Huml, Andreas 
Jäckel, Björn Jungbauer, Andreas Kaufmann, Manuel Knoll, Jochen Kohler, 
Joachim Konrad, Harald Kühn, Dr. Petra Loibl, Stefan Meyer, Benjamin 
Miskowitsch, Martin Mittag, Walter Nussel, Dr. Stephan Oetzinger, Thomas Pirner, 
Tobias Reiß, Jenny Schack, Andreas Schalk, Josef Schmid, Helmut Schnotz, 
Sascha Schnürer, Kerstin Schreyer, Thorsten Schwab, Dr. Harald Schwartz, 
Werner Stieglitz, Martin Stock, Karl Straub, Peter Tomaschko, Carolina Trautner, 
Steffen Vogel, Peter Wachler, Josef Zellmeier und Fraktion (CSU), 

Florian Streibl, Felix Locke, Susann Enders, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael Koller, Nikolaus 
Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 19/2073, 19/2834 

Bayerisches Gesetz zur Begrenzung der Folgen des Cannabiskonsums 
(Bayerisches Cannabisfolgenbegrenzungsgesetz) 
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§ 1 

Änderung des Gesundheitsschutzgesetzes 

Das Gesundheitsschutzgesetz (GSG) vom 23. Juli 2010 (GVBl. S. 314, BayRS 
2126-3-G) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Buchst. c und d werden wie folgt gefasst: 

„c) Kinderspielplätze, 

d) Kindertageseinrichtungen,“. 

bb) In Buchst. h werden die Wörter „– Kinder- und Jugendhilfe – (Art. 1 des Ge-
setzes vom 26. Juni 1990, BGBl I S. 1163) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14. Dezember 2006 (BGBl I S. 3134), zuletzt geändert durch 
Art. 12 des Gesetzes vom 6. Juli 2009 (BGBl I S. 1696)“ gestrichen. 

b) Die Nrn. 3 bis 9 werden wie folgt gefasst: 

„3. Bildungseinrichtungen für Erwachsene, 

4. Einrichtungen des Gesundheitswesens, 

5. Heime und Studierendenwohnheime, 

6. Kultur- und Freizeiteinrichtungen, 

7. Sportstätten, 

8. Gaststätten, 

9. Verkehrsflughäfen.“ 

2. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Rauchen“ die Wörter „von Tabakwaren 
und Cannabisprodukten, einschließlich jeglicher mit synthetischen Cannabi-
noiden versetzter Stoffe,“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „(Art. 2 Nr. 2)“ gestrichen. 

cc) Die folgenden Sätze 3 bis 5 werden angefügt: 

„3Im Außenbereich von Gaststätten nach Art. 2 Nr. 8 ist das Rauchen von 
Cannabisprodukten verboten. 4Unbeschadet weiterreichender Rauchver-
bote nach Satz 1 gilt Satz 3 entsprechend auf Volksfestgeländen mit Aus-
nahme der privaten Aufenthaltsbereiche dort beruflich Beschäftigter. 5Das 
Erhitzen und Verdampfen von Cannabisprodukten einschließlich einer Nut-
zung von zu diesem Zweck verwendeten E-Zigaretten, Vaporisatoren oder 
vergleichbaren Produkten steht dem Rauchen von Cannabisprodukten im 
Sinn dieses Gesetzes gleich.“ 

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) Auf dem Gelände des Maximilianeums als Sitz des Bayerischen Land-
tags einschließlich der äußeren Umfriedung gilt Abs. 1 Satz 3 und 5 entspre-
chend.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

3. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Im Satzteil vor Nr. 1 wird die Angabe „Art. 3 Abs. 1“ durch die Angabe „Art. 3 
Abs. 1 und 2“ ersetzt. 

b) In Nr. 2 Halbsatz 1 werden vor den Wörtern „in ausgewiesenen Räumen“ die 
Wörter „für das Rauchen von Tabakwaren“ eingefügt. 

c) In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 
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d) Die folgenden Nrn. 4 und 5 werden angefügt: 

„4. in Räumen von Hospiz- und Palliativeinrichtungen, die einzelnen Personen 
zur gesonderten Unterbringung zugewiesen sind, 

5. für das Rauchen von Cannabis zu medizinischen Zwecken in dafür be-
stimmten Räumen von Einrichtungen des Gesundheitswesens.“ 

4. Art. 6 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 6 

Raucherräume, Raucherbereich 

(1) 1Für das Rauchen von Tabakwaren, nicht aber von Cannabisprodukten, ein-
schließlich jeglicher mit synthetischen Cannabinoiden versetzter Stoffe, können ab-
gegrenzte und gekennzeichnete Raucherräume eingerichtet werden. 2Dies gilt nicht 
für Einrichtungen nach Art. 2 Nr. 2 – mit Ausnahme von Einrichtungen der ambu-
lanten und stationären Suchttherapie sowie der Erziehungs- und Eingliederungs-
hilfe für Jugendliche und junge Volljährige – sowie für Einrichtungen nach Art. 2 
Nr. 6 bis 8. 

(2) 1Als Raucherraum darf jeweils nur ein Nebenraum ausgewiesen werden, der 
baulich von den übrigen Räumen so getrennt ist, dass ein ständiger Luftaustausch 
nicht besteht. 2In Einrichtungen nach Art. 2 Nr. 9, psychiatrischen Einrichtungen oder 
Stationen, Justizvollzugsanstalten, Einrichtungen des Maßregelvollzugs sowie Ge-
bäuden, in denen mehr als 500 Personen beschäftigt sind, dürfen mehrere Raucher-
räume eingerichtet werden. 3In Justizvollzugsanstalten und Einrichtungen des Maß-
regelvollzugs kann die Anstaltsleitung das Rauchen auch in Gemeinschaftsräumen 
gestatten. 

(3) 1Abweichend von Art. 3 Abs. 1 Satz 2 kann für Einrichtungen der ambulan-
ten und stationären Suchttherapie sowie der Erziehungs- und Eingliederungshilfe 
für Jugendliche und junge Volljährige das Rauchen von Tabakwaren, nicht aber von 
Cannabisprodukten, einschließlich jeglicher mit synthetischen Cannabinoiden ver-
setzter Stoffe, in einem ausgewiesenen untergeordneten Bereich des Außengelän-
des gestattet werden. 2Der Bereich ist als Raucherbereich zu kennzeichnen.“ 

5. In Art. 7 Satz 1 Satzteil vor Nr. 1 werden die Angabe „Art. 3 Abs. 1 und“ durch die 
Wörter „Art. 3 Abs. 1 und 2 sowie“ und die Wörter „Kennzeichnungspflicht nach 
Art. 6 Abs. 3 Satz 1“ durch die Wörter „Kennzeichnungspflichten von Raucherräu-
men und Raucherbereichen nach Art. 6“ ersetzt. 

6. Nach Art. 7 wird folgender Art. 8 eingefügt: 

„Art. 8 

Verordnungsermächtigung 

Die Gemeinden können zur Wahrung des Gesundheitsschutzes von Nichtrau-
chern durch Verordnung das Rauchen, Erhitzen und Verdampfen von Cannabispro-
dukten, einschließlich jeglicher mit synthetischen Cannabinoiden versetzter Stoffe, 
sowie die Nutzung von zu diesem Zweck verwendeten E-Zigaretten, Vaporisatoren 
oder vergleichbaren Produkten auf bestimmten öffentlichen Flächen verbieten, auf 
denen sich eine Vielzahl von Menschen gleichzeitig auf engem Raum aufhält.“ 

7. Der bisherige Art. 8 wird Art. 9 und in Nr. 1 werden nach den Wörtern „Gebäude 
des Bayerischen Landtags“ die Wörter „und des Geländes des Maximilianeums“ 
eingefügt. 

8. Der bisherige Art. 9 wird Art. 10 und wie folgt gefasst: 

„Art. 10 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) 1Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. einem Rauchverbot nach Art. 3 Abs. 1 oder Art. 3 Abs. 2 zuwiderhandelt, 

2. als Verantwortlicher nach Art. 7 nicht unverzüglich die erforderlichen Maßnah-
men ergreift, um die Fortsetzung eines Verstoßes oder einen neuen Verstoß 
gegen ein Rauchverbot nach Art. 3 Abs. 1 oder Art. 3 Abs. 2 zu verhindern. 
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2Im Wiederholungsfall kann eine Geldbuße von bis zu fünftausend Euro festgesetzt 
werden. 

(2) Mit Geldbuße von bis zu eintausendfünfhundert Euro, im Wiederholungsfall 
bis zu fünftausend Euro kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig entge-
gen Art. 3 Abs. 1 oder Art. 3 Abs. 2 Cannabisprodukte raucht, erhitzt oder ver-
dampft.“ 

9. Der bisherige Art. 10 wird Art. 11 und wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttreten“ gestrichen. 

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ gestrichen. 

c) Abs. 2 wird aufgehoben. 

 

§ 2 

Änderung des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes 

Art. 30 des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG) in der in der Bayeri-
schen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 718) geändert wor-
den ist, wird wie folgt geändert: 

1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Art. 30 

Verzehr alkoholischer Getränke und Konsum von Cannabisprodukten auf öffentli-
chen Flächen“. 

2. Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Die Gemeinden können durch Verordnung auf bestimmten öffentlichen Flä-
chen – außerhalb von Gebäuden und genehmigten Freischankflächen – den 
Konsum alkoholischer Getränke und von Cannabisprodukten verbieten, wenn 
tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass dort aufgrund über-
mäßigen Alkoholkonsums oder des Konsums von Cannabisprodukten regelmä-
ßig Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten begangen werden.“ 

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„3In ihnen können die Gemeinden auch das Mitführen alkoholischer Getränke 
und von Cannabisprodukten an den in der Verordnung bezeichneten Orten ver-
bieten, wenn diese den Umständen nach zum dortigen Konsum bestimmt sind.“ 

 

§ 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. August 2024 in Kraft. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 


